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  Wenn unsere 
Bäume brechen ... 

... bekommen Gemeinden damit oft „explosive“ 
Probleme. Ein Grund dafür: Die Rechtslage 

rund um die Haftung.
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Das Zusammenspiel von Gemeinden mit der Baubranche wird im 
Rahmen des Wiederaufbaus nach Corona eine wesentliche Rolle 
spielen. Mit dem Kommunalen Investitionspaket hat die Regie-
rung nun einen wichtigen Baustein – sozusagen den Treibstoff 
dafür – bereitgestellt. a3BAU und KOMMUNAL haben ihre Kompe-

tenz und Erfahrung in beiden Bereichen gebündelt, um Synergie-
Effekte und Möglichkeiten dieses Pakets auszuleuchten.

KOMMUNEN UND BAUWIRTSCHAFT ALS KONJUNKTURMOTORNeustart mit vielen Chancen
Zum 
Herausnehmen 
in der Heft mitte: 
Das neue Special zum 
Thema „Bauen & Gemeinden“ 
in Kooperation mit a3BAU
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KOMMUNAL 
THEMA

BAUMHAFTUNG
Kaum etwas bereitet 
Gemeinden mehr 
Kopfzerbrechen als 
die Baumhaft ung. Ein 
aktueller Überblick.
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DIE BAUMHALTERHAFTUNG 

„EXPLOSIVES RISIKO“ 
FÜR GEMEINDEN
Sowohl kommunale als auch private Verantwortungsträger 
sind in ihrer Tätigkeit ständig mit Haftungsfolgen durch die 
weitreichenden Verkehrssicherungspfl ichten, die die österrei-
chische Rechtsordnung kennt, konfrontiert. 
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Die Haft ung für Bäume ist im ABGB nicht ex-
plizit geregelt, was zwei Schlüsse zulässt:
� Entweder der Gesetzgeber hat vergessen, eine 

entsprechende Regelung zu fi nden, weshalb 
eine Lücke vorliegt, die durch eine analoge 
Anwendung der Bestimmungen des §1319 ge-
schlossen wird.

� Oder der Gesetzgeber wollte keine explizi-
te Haftung für Bäume und andere natürlich 
gewachsene Objekte normieren, da er diese 
Fälle durch die anderen bereits bestehenden 
Verkehrssicherungspfl ichten und das all-
gemeine Schadenersatzrecht als ausreichend 
abgedeckt sah. Insbesondere jene Bäume, die 
an Wegen stehen, wären etwa von der Wege-
halterhaftung mitumfasst, was eine deutliche 
Haftungserleichterung für den „Baumhalter“ 
bedeuten würde.

Es ist daher alles andere als unumgänglich, die 
bewusst strengen Haftungsmaßstäbe der Gebäu-
dehalterhaftung analog auf Bäume anzuwenden. 
Es handelt sich dabei aber um gesicherte höchst-
gerichtliche Rechtsprechung, was zu akzeptieren 
ist und gegebenenfalls durch eine legistische
Überarbeitung des §1319 zu ändern wäre.

Zusätzlich zur analogen Anwendung des §1319 
zieht die Judikatur in der Feststellung des vom 
Baumhalter zu erfüllenden Sorgfaltsmaßstabs 
entsprechende facheinschlägige Normen heran, 
die einer breiteren Öff entlichkeit nicht bekannt 
sind. Es wird vorausgesetzt, dass jeder Baum-
eigentümer entweder die in der Ö-Norm L 1122 
vorgesehenen regelmäßigen Kontrollintervalle 
und Prüfvorgänge kennt oder dass diese Norm 
den allgemeinen von Eigentümern und Baum-
haltern an den Tag gelegten Sorgfaltsmaßstab 
beschreibt. Weder das eine noch das andere triff t 
jedoch zu. Es handelt sich bei dieser, wie bei 
vielen anderen ÖNORMEN um die Abbildung 
eines „Idealszenarios“, das sich Industrie und 
Unternehmer wünschen. Es ist unverständlich, 
wieso die Judikatur diese als Sorgfaltsmaßstab 
heranzieht.

Dazu kommt noch, dass der Eigentümer eines 
Baums beweisen können muss, „dass er alle 
Vorkehrungen getroff en hat, die vernünftiger-
weise nach den Umständen von ihm erwartet 
werden können“, um einer Haftung zu entge-
hen. Und zwar für jeden Baum einzeln, in Form 
einer Dokumentation der fachgerechten Über-
prüfung.

TEXT // TRISTAN PÖCHHACKER 

D er Grundgedanke, dass jeder, der eine 
Gefahrenquelle eröff net und bestehen 
lässt, Sorge dafür zu tragen hat, dass 
sich mit dieser typischerweise in 
Verbindung stehende Schadensein-

tritte nicht verwirklichen, erscheint schlüssig 
und nachvollziehbar. Der Gesetzgeber sieht von 
Bäumen allem Anschein nach keine besondere 
Gefahr ausgehen, weshalb er für diese keine 
spezielle Verkehrssicherungspfl icht normiert 
hat. Leider kommt es aber immer wieder durch 
umstürzende Bäume oder von diesen herabfal-
lende Äste zu tragischen Unfällen, die auch me-
dial viel Beachtung fi nden. Erst unlängst kam es 
zu einem schweren Unfall, als eine durch Sturm 
abgebrochene Eiche auf einen Kleinbus fi el und 
dabei drei Menschen zu Tode kamen und vier 
weitere verletzt wurden.*

Dies führt verständlicherweise zu einer ver-
mehrten Auseinandersetzung mit der Sicherheit 
von Bäumen und weckt das Bedürfnis, solche 
Tragödien in Zukunft zu vermeiden. Gleichzei-
tig beginnt damit auch immer die Suche nach 
einem Verantwortlichen, um die „Gefahrenquel-
le Baum“ zu kontrollieren.

Sogar der amerikanische Präsident sieht von 
europäischen „explosiven“ Bäumen eine große 
Gefahr ausgehen.  Die österreichische Recht-
sprechung wendet auf Bäume denselben stren-
gen Haftungsmaßstab an, der in §1319 ABGB für 
Gebäude und andere von Menschen geschaff ene 
Werke normiert wird. Dies wird zwar nicht mit 
der besonderen „Explosivität“ oder Gefährlich-
keit unserer Bäume begründet, sondern mit der 
mangelnden Beschaff enheit des Baums, der 
durch seinen mangelhaften Zustand eine beson-
dere Gefahr darstellt. 

Bäume und Bauwerke unterscheiden sich 
jedoch in vielen Punkten. Ein Baum wird (im 
Regelfall) von niemandem errichtet. Es handelt 
sich um natürlich gewachsene Strukturen, viele 
Baumbestände sind darüber hinaus sehr alt. Wer 
ein Gebäude errichtet, tut dies im Regelfall aus 
persönlichem Interesse und kann einen dement-
sprechenden Nutzen daraus ziehen. Bäume und 
andere Gewächse im öff entlichen Raum erhöhen 
die Lebensqualität aller und haben einen positi-
ven Einfl uss auf das Klima, dabei nutzen sie dem 
Eigentümer – insbesondere dann, wenn sie auf 
öff entlichem Grund stehen – nicht mehr als der 
Allgemeinheit. 

MAG. TRISTAN PÖCHHACKER 
IST JURIST BEIM 
ÖSTERREICHISCHEN 
GEMEINDEBUND

Bei ÖNORMEN 
handelt es sich um 
die Abbildung ei-
nes ,Idealszenarios‘, 
das sich Industrie 
und Unternehmer 
wünschen. Es ist 
unverständlich, 
wieso die Judi-
katur diese als 
Sorgfaltsmaß-
stab heranzieht.“

* https://orf.at/stories/3181485/
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Doch was bedeutet dies nun konkret für die 
kommunalen Entscheidungsträger? Was müs-
sen Gemeinden in Bezug auf ihren Baumbestand 
unternehmen, um einer Haftung zu entgehen?

Welche Maßnahmen konkret als zumutbare 
und geeignete Vorkehrungen gegen den Scha-
denseintritt angesehen werden, kann leider 
nicht pauschal gesagt werden. Dies bestimmt 
sich wie so oft nach den Umständen des konkre-
ten Einzelfalls. Diese Antwort ist natürlich un-
befriedigend. Um im Zweifelsfall einer Haftung 
zu entgehen, ist man geneigt, sich an besonders 
strengen Urteilen zu orientieren oder sich kos-
tenpfl ichtig Zugang zu den relevanten Normen 
zu besorgen.

Als eindrucksvolles Beispiel dient der Fall 
einer Gemeinde, die die Betreuung einer Pappel 
mit einem Alter von 60 bis 80 Jahren übernom-
men hat, die im Bereich einer rege frequentier-
ten Verkehrsfl äche stand. Die Pappel stürzte um 
und es kam zu einem Sach- und Personenscha-
den. In diesem Fall zog das Gericht die Ö-Norm 
L 1122 heran, die nach Punkt 5.1 den Stand der
Technik repräsentieren sollte. Dort wird für 
solche Bäume eine regelmäßige Sichtkontrolle 
vorgeschrieben. Im konkreten Fall wurde vom 
Gericht nur ein mindestens sechsmonatiges 
Kontrollintervall als ausreichend angesehen.  

Des Weiteren hat eine vorschriftsmäßige Kont-
rolle („lege artis“) in Form einer Sichtkontrolle 
im Abstand von 1 bis 1,5 m vom Baum zu erfol-
gen, die auch dementsprechend dokumentiert 
werden muss. Erfolgt die Kontrolle aus weiterer 
Distanz, etwa zwei Meter, oder wird diese nicht 
dokumentiert, erfüllt der Eigentümer seine 
Verkehrssicherungspfl icht nicht beziehungs-
weise kann er sie nicht beweisen, was in einem 
Verfahren gleichbedeutend ist.

Dass die im konkreten Fall beklagte Stadt-
gemeinde die Errichtung eines Baumkatasters 
an ein fachkundiges Unternehmen übertragen 
hatte, half ihr nicht, da nicht alle Bäume der 
Beklagten ein einziges Mal besichtigt und in den 
Kataster eingetragen waren, geschweige denn 
ihrem Alter und Zustand entsprechend regel-
mäßig kontrolliert wurden. 

Die Gemeinde muss sich im Schadens-
fall freibeweisen. Kann sie eine normgerechte 
Überprüfung eines schadhaften Baums nicht 
nachweisen, haftet sie.

Gemeinden stehen nun vor dem Dilemma, 
was sie in Bezug auf ihren Baumbestand 
unternehmen sollen. Das Fällen alter Bäume 
in einem 25-Meter-Korridor rund um frequen-
tierte Allgemeinfl ächen würde zu Recht einen 
Aufschrei der lokalen Bevölkerung verursachen 
und wäre auch aus Sicht des Klimaschutzes 
nicht zu rechtfertigen.

Gerade in kleinen Gemeinden mit großem 
Baumbestand ist eine regelmäßige, fach-
männische Überprüfung und Dokumentation 
aller Bäume jedoch ein unverhältnismäßiger 
Aufwand, der fi nanziell kaum zu rechtfertigen 
wäre. 

Eine Erleichterung gibt es zumindest für 
Waldbestände. Der Halter eines Baumes kann 
sich in manchen Fällen auf die Haftungsbe-
schränkung des § 176 Abs 4 Forstgesetz berufen. 
Doch auch in diesem Fall triff t ihn die Behaup-
tungslast, er muss nachweisen, dass es sich bei 
dem Grundstück um Wald iSd ForstG handelt. 
In diesem Fall haftet der Eigentümer keinesfalls 
strenger als nach der Wegehalterhaftung, wenn 
der Schaden durch Bäume des umliegenden 
Waldes verursacht wurde.

Das oben beschriebene Dilemma lässt sich 
wohl nur durch den Gesetzgeber befriedigend 
lösen. 

LINKS ZUM THEMA 
BAUMHAFTUNG  

KOMMUNAL hat sich im 
Laufe der Jahre schon 
ö� er mit der Baum-

ha� ung befasst. Hier ein 
Auszug:
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